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Hamburg, 26. Mai 2025 
 
Anlage: Weiterführende Erläuterungen zum Antrag 745-01 – Sofortige Aussetzung der 
Handreichung Förderung und Unterstützung von Schülerinnen und Schülern mit 
Schwierigkeiten oder besonderen Schwierigkeiten im Lesen, Rechtschreiben oder Rechnen 
vom 22. Januar 2025 sowie Überarbeitung des § 44 Abs. 1a Hamburgisches Schulgesetz, der 
Verordnung über die Gewährung von Notenschutz in allgemeinbildenden Schulen vom 
19. August 2024 und der Handreichung Nachteilsausgleich aus März 2013 

 

zu 1.) Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot  
 

1.1) Kritik an der fehlenden Berücksichtigung anderer Behinderungen bei der 
Gewährung von Notenschutz 

Die Elternkammer Hamburg kritisiert die derzeitige Fassung von § 44 Abs. 1a HmbSG sowie die 
Verordnung über die Gewährung von Notenschutz in allgemeinbildenden Schulen vom 19. August 
2024 (VO Notenschutz), weil sie ausschließlich auf besondere Schwierigkeiten im Lesen, 
Rechtschreiben oder Rechnen fokussiert ist, ohne andere dauerhafte oder chronische 
Beeinträchtigungen ausdrücklich zu erfassen – etwa in den Bereichen Autismus-Spektrum, 
Sprachentwicklung, Konzentration, Sensorik oder neurologische Entwicklungsstörungen sowie bei 
körperlich motorischen Beeinträchtigungen. 
 
Im Gegensatz dazu berücksichtigt das bayerische Schulrecht (z. B. Art. 52 BayEUG und zugehörige 
Verwaltungsvorschriften) systematisch auch andere anerkannte Behinderungen gemäß § 2 SGB IX 
als Grundlage für Notenschutz. Dies ermöglicht bei körperlich-motorischen Beeinträchtigungen, 
Beeinträchtigung beim Sprechen, bei Sinnesschädigungen, Autismus oder einer Lese-Rechtschreib-
Störung , gezielte individuelle Anpassungen im Prüfungsverfahren. 
 
Hamburg vernachlässigt damit eine heterogene Gruppe von Schülerinnen und Schülern mit 
Behinderungen, obwohl Art. 24 UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) ausdrücklich eine 
umfassende, diskriminierungsfreie Teilhabe in allen Bereichen des Bildungssystems verlangt. 
Eine gesetzliche Klarstellung ist erforderlich, um den Anspruch auf angemessene Vorkehrungen 
gemäß § 1 HmbSG und Art. 3 Absatz 3 Satz 2 GG sowie der UN-BRK auch für diese Schülerinnen 
und Schüler sicherzustellen. 
 
  

https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEUG-52
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__2.html
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/130320/44e4b593cb43126bd6b32753a1e4ec0e/vn-uebereinkommen-rechte-menschen-mit-behinderungen-data.pdf
https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/jlr-SchulGHAV41P1
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_3.html
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1.2) Kritik am Wegfall von Notenschutz bei Dyskalkulie 

Die Elternkammer Hamburg kritisiert ausdrücklich, dass Schülerinnen und Schüler mit Dyskalkulie – 
also einer isolierten Rechenstörung gemäß ICD-10 F81.2 – seit dem Schuljahr 2024/25 in Hamburg 
grundsätzlich vom Notenschutz ausgeschlossen werden. In den gesetzlichen Regelungen des 
§ 44 HmbSG sowie der VO Notenschutz, werden explizit nur Lese- und Rechtschreibschwierigkeiten 
als Grundlage für Notenschutz definiert.   
 
Dies ist eine erhebliche Verschlechterung gegenüber den bisherigen Regelungen, in denen 
Notenschutz laut Ziffern 2.2 sowie 4.2 der Richtlinie zur Förderung von Schülerinnen und Schülern 
mit besonderen Schwierigkeiten im Lesen, Rechtschreiben oder Rechnen vom 6. Oktober 2006 
(AUL Richtline 2006) sofort bei Feststellung von sehr schwachen Rechenleistungen gewährt wurde.  
 
Diese Praxis ist aus Sicht der Elternkammer Hamburg mit dem verfassungsrechtlichen Gleich- 
behandlungsgebot (Art. 3 GG), dem Schutz der UN-BRK und dem schulrechtlichen Förderauftrag 
nach § 1 und § 44 Abs. 1a HmbSG nicht vereinbar. Rechenstörungen sind in der internationalen 
medizinischen Klassifikation als eigenständige Teilleistungsstörung anerkannt und müssen als 
Nachweis einer Behinderung von der Schule berücksichtigt werden.  
 
 
Die Elternkammer Hamburg fordert eine gesetzliche Erweiterung von § 44 Abs. 1a 
Hamburgisches Schulgesetz sowie eine entsprechende Anpassung der Verordnung über die 
Gewährung von Notenschutz, um künftig auch andere anerkannte Beeinträchtigungen gemäß 
§ 2 SGB IX – insbesondere im Bereich Autismus-Spektrum, Sprachentwicklung, Konzentration, 
Sensorik und neurologische Entwicklungsstörungen sowie bei körperlich motorischen 
Beeinträchtigungen – ausdrücklich als Grundlage für die Gewährung von Notenschutz zu 
berücksichtigen. Nur so kann das Diskriminierungsverbot aus Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG und der 
Anspruch auf umfassende Teilhabe an Bildung gemäß Art. 24 UN-BRK für alle Schülerinnen 
und Schüler mit Behinderung verlässlich umgesetzt werden. 
 
Die Elternkammer Hamburg fordert zudem eine gesetzliche und verwaltungstechnische 
Klarstellung, dass auch Schülerinnen und Schüler mit Dyskalkulie grundsätzlich bis 
einschließlich Sekundarstufe II Zugang zu individuellen Maßnahmen des Nachteilsausgleichs 
und auch zu Notenschutz erhalten können. 
 
  

https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/VVHA-VVHA000000073
https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/jlr-SchulGHAV44P44
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zu 2) Monopolstellung schulischer Testverfahren – Nichtanerkennung medizinischer 
Diagnosen 
 

2.1.) Kritik an den schulischen Testverfahren 

Der Schnabeltest erfüllt nicht die anerkannten wissenschaftlichen Anforderungen zur Feststellung 
einer ICD-Behinderung, wie Legasthenie oder Dyskalkulie. Das Testverfahren SCHNABEL dient laut 
eigener Definition der pädagogischen Unterstützung.  
 

„SCHNABEL ist in erster Linie als Unterstützungsinstrument angelegt: Lehrkräfte erhalten 
detaillierte Informationen über den Wissensstand ihrer Klasse. Diese mit SCHNABEL 
gewonnenen Informationen sollen Lehrkräfte dabei unterstützen, ihren Rechtschreibunterricht 
auf die Bedürfnisse ihrer Klasse oder Lerngruppe abzustimmen und gezielt Unterrichts- oder 
Fördereinheiten zu planen. Anregungen für eine solche, auf die Ergebnisse von SCHNABEL 
bezugnehmende Unterrichtsgestaltung finden sich in dem didaktischen Begleitmaterial auf der 
SCHNABEL-Website. Für die Grundschule bietet zudem eine Praxis-Handreichung konkrete 
Hinweise. Das didaktische Material wurde speziell für SCHNABEL von Hamburger Lehrkräften 
erarbeitet und bietet verschiedene Methoden sowie Aufgabenformate für die Gestaltung des 
Rechtschreibunterrichts an.“ (Seite 6 Handreichung-SCHNABEL-Klasse-1-10_-Stand-April-
2024.pdf). 

 
Das Testverfahren Schnabel ist damit nicht zur Diagnostik von Schülerinnen und Schülern mit Lese-, 
Rechtschreibstörungen ausgelegt. Trotzdem wird es ab dem Schuljahr 2024/25 als alleiniges 
Kriterium für die Gewährung von Förderung, Nachteilsausgleich und Notenschutz herangezogen.  
 

„Mit dieser Entscheidung ist verbunden, dass die medizinisch verankerten Begriffe Lese- und 
Rechtschreibstörung (F 81.0 nach ICD-10), isolierte Rechtschreibstörung (F 81.1), isolierte 
Rechenstörung (F 81.2) oder auch Legasthenie oder Dyskalkulie1 nicht verwendet werden. 
Auch wird nicht auf eine Behinderung im verfassungs- oder sozialrechtlichen Sinne abgestellt, 
da auch diese Festlegungen nicht auf einem durch die Schule festgestellten Förder- und 
Unterstützungsbedarf in der Schule beruhen. Soweit fachärztliche Diagnosen oder 
Bescheinigungen über eine Behinderung vorgelegt werden, beziehen Schulen diese in ihre 
schulische Überprüfung und ggf. Feststellung mit ein. Die schulische Überprüfung bzw. 
Feststellung bleibt zugleich entscheidend und wird durch o.g. Diagnosen bzw. 
Bescheinigungen weder ersetzt noch übertroffen. Die schulische Überprüfung und ggf. 
Feststellung hat Vorrang und ist allein entscheidend für etwaige schulische Maßnahmen.“ 
(Seite 10 Handreichung Förderung und Unterstützung von Schülerinnen und Schülern mit 
Schwierigkeiten oder besonderen Schwierigkeiten im Lesen, Rechtschreiben oder Rechnen, 
01/2025)  

  

https://ifbq.hamburg.de/wp-content/uploads/sites/803/2024/11/Handreichung-SCHNABEL-Klasse-1-10_-Stand-April-2024.pdf
https://ifbq.hamburg.de/wp-content/uploads/sites/803/2024/11/Handreichung-SCHNABEL-Klasse-1-10_-Stand-April-2024.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
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Die alleinige Berücksichtigung des Gesamtprozentrangs wird dem Einzelfall nicht gerecht. 
Beispielsweise hat ein Kind mit einem Gesamtprozentrang von 27 in Rechtschreibung und einem IQ 
von 114 bis 115 unstreitig eine Teilleistungsstörung. Das reine Abstellen auf den Gesamtprozentrang 
kann zu Fehleinschätzungen führen und entspricht nicht dem wissenschaftlichen Standard zur 
Diagnose von Teilleistungsstörungen. 
 

2.2) Kritik an der Verwendung von für den Jahrgang 8 validierten Testbögen für die 
Jahrgänge 9 bis 11 

Für die Jahrgängen 9 bis 11 werden beim Schnabeltest nur für Jahrgang 8 validierte Testbögen 
verwendet. Es ist nicht akzeptabel, dass für Schülerinnen und Schüler der Klassen 9, 10 und 11 bei 
der Bestimmung ihres Gesamtprozentranges, die für den Jahrgang 8 ermittelte Normstichprobe 
verwendet wird. Das verletzt das Willkürverbot gemäß Art. 3 GG. 
 
Zudem sind in der Normstichprobe des Jahrgangs 8 sind Schülerinnen und Schüler enthalten, die 
teilweise nur den ESA, eESA oder MSA ablegen und daher in Klasse 10 bzw. 11 nicht mehr Teil der 
Grundgesamtheit sind. Es ist unverständlich, warum Schülerinnen und Schüler des Jahrgangs 11, die 
das Abitur anstreben und höheren Anforderungen in ihrer Rechtschreibleistung ausgesetzt sind, mit 
einer Kohorte verglichen werden, die zum Teil niedrigere Schulabschlüsse anstrebt und damit in den 
Leistungsanforderungen deutlich unter denen der Schülerinnen und Schüler des Jahrgangs 11 liegen. 
 
 
Die Elternkammer Hamburg fordert eine verbindliche Anerkennung medizinischer Diagnosen 
für die Gewährung sämtlicher schulischer Maßnahmen sowie individualisiertere, nicht an 
starre Gesamtprozentränge ausgerichtete Förderentscheide. 
 
Die Elternkammer Hamburg fordert, dass bei der Anwendung schulischer Testverfahren als 
Entscheidungsgrundlage für die Gewährung von schulischen Maßnahmen ausschließlich 
Testinstrumente herangezogen werden, deren Validität für den jeweiligen Jahrgang 
nachgewiesen ist. 
 
 
zu 3.) Wegfall bewährter Nachteilsausgleichausgleichmaßnahmen und keine deutliche 
Ausweitung des Maßnahmenkataloges  
 

3.1) Kritik am Wegfall bewährter Nachteilsausgleichsmaßnahmen 

Einige der in der Handreichung Nachteilsausgleich aus März 2013 (Seite 12 
Handreichung NTA 2013) enthaltenen und in der schulischen Praxis vielfach bewährten 
Maßnahmen wurden in der neuen Handreichung „Förderung und Unterstützung von Schülerinnen 
und Schülern mit Schwierigkeiten oder besonderen Schwierigkeiten im Lesen, Rechtschreiben oder 
Rechnen“ vom 22. Januar 2025 (Handreichung LRS 2025) nicht übernommen. Dies betrifft u. a. 
folgende Maßnahmen: 

https://www.hamburg.de/resource/blob/118212/ba8ca8d9e8a51efce130ddca00c82305/handreichung-nachteilsausgleich-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
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• Ausgleichsmaßnahmen anstelle einer Mitschrift von Tafeltexten  

• Erteilen von mündlichen Aufgaben, die auch mündlich beantwortet werden, statt schriftlicher 
Arbeiten (z. B. in Deutsch bei Rechtschreibschwäche) 

• Gewährung zusätzlicher Arbeitszeit für Aufgaben im Regelunterricht 

• quantitativ reduzierte Aufgabenstellungen 

• Reduzierung der Hausaufgaben 

• veränderte Inhalte für Tests und Arbeiten 

 

Zudem wurde die bislang bis wenigstens einschließlich Klassenstufe 8 zulässige Maßnahme des 
Vorlesens von Aufgabenstellungen (4. und 4.1. AUL Richtline 2006) in der Handreichung LRS 2025 
auf die Jahrgangsstufen bis Klasse 6 begrenzt (Seite 44-45 Handreichung LRS 2025). 
 

Besonders gravierend ist zudem der ersatzlose Wegfall der in der Handreichung Nachteilsausgleich 
aus März 2013 enthaltenen sogenannten Öffnungsklausel. Dort heißt es: 

„Die Aufzählung ist nicht abschließend; nach Maßgabe der Schule können im Einzelfall auch 
in dieser Handreichung nicht genannte Formen des Nachteilsausgleichs realisiert werden, die 
überdies nicht nur jeweils auf ein Fach oder einen Förderschwerpunkt begrenzt sind. Vielmehr 
soll die Schule im Rahmen des Nachteilsausgleichs das aus pädagogischer Sicht jeweils 
Notwendige und Geeignete umsetzen. Stets soll im Vordergrund stehen, dass es der Schülerin 
bzw. dem Schüler mit dem Nachteilsausgleich möglich wird, die gemäß der Bildungspläne 
vorgegebenen Leistungsanforderungen zu erreichen, ohne dass diese Anforderungen selbst 
reduziert werden.“ (Seite 12 Handreichung Nachteilsausgleich, März 2013).  

Diese Regelung eröffnete den Schulen ausdrücklich die Möglichkeit, im pädagogischen Ermessen 
auch solche Maßnahmen des Nachteilsausgleichs zu gewähren, die nicht explizit aufgeführt waren, 
sofern sie im Einzelfall zur Kompensation bestehender Nachteile geeignet und erforderlich waren. 

 
Mit dem ersatzlosen Wegfall dieser Öffnungsklausel besteht nunmehr die konkrete Gefahr, dass 
Schulen sich ausschließlich an dem enumerativ ausgestalteten Maßnahmenkatalog der 
Handreichung LRS 2025 orientieren und hiervon abweichende oder darüberhinausgehende, 
bedarfsgerechte Maßnahmen unterlassen. Eine derart restriktive Auslegung widerspricht dem 
verfassungsrechtlich verankerten Prinzip der Chancengleichheit gemäß Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG, 
wonach niemand wegen einer Behinderung benachteiligt werden darf. 

  

https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/VVHA-VVHA000000073
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/118212/ba8ca8d9e8a51efce130ddca00c82305/handreichung-nachteilsausgleich-data.pdf
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Zudem wird dadurch der pädagogisch gebotene Grundsatz der Individualisierung von Förderung 
konterkariert. Das schulrechtlich garantierte Recht auf gleichberechtigte Teilhabe am Bildungssystem 
wird in seiner praktischen Umsetzung faktisch ausgehöhlt. Die Schulverwaltung verfehlt damit ihre 
Pflicht, geeignete und angemessene Vorkehrungen im Sinne von Art. 24 UN-
Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) sicherzustellen. 
 

3.2 Kritik an der fehlenden Fortschreibung des Maßnahmenkatalogs um moderne digitale 
und technische Hilfsmittel 

Obwohl sich die technische Entwicklung in den vergangenen Jahren erheblich weiterentwickelt hat, 
enthält die Handreichung LRS 2025 keinerlei systematische Erweiterung des Maßnahmenkatalogs 
um digitale oder technische Hilfsmittel, obwohl diese inzwischen in der schulischen Praxis weit 
verbreitet und nachweislich geeignet sind, den schulischen Nachteil von Schülerinnen und Schülern 
mit Lese-, Rechtschreib- oder Rechenschwächen zu kompensieren. 

 
Beispielhaft sei auf folgende in der Praxis bewährte, am Markt verfügbare digitale Hilfsmittel 
hingewiesen: 

Bei Leseschwäche: 

• Vorlese-Apps und -Programme (z. B. ClaroSpeak, Voice Dream Reader, Balabolka): 
Lesen Texte laut vor und helfen beim Textverständnis. 

• Texterkennungssoftware (OCR) (z. B. KNFB Reader, Prizmo): 
Wandelt gedruckte Texte in digitale, vorlesbare Texte um. 

• E-Book-Reader mit Text-to-Speech-Funktion (z. B. Kindle mit VoiceView): 
Ermöglicht gleichzeitiges Mitlesen und Hören. 

• Leselineale/Lesefenster als digitale Tools (z. B. Browser-Add-ons): 
Blenden Textstellen gezielt ein, um das Auge zu führen. 

 
Bei Rechtschreibschwäche: 

• Intelligente Rechtschreibprüfungen (z. B. Grammarly, Duden Mentor, LanguageTool): 
Erkennen typische Fehler und bieten kontextbasierte Korrekturen. 

• Sprach-zu-Text-Programme (Diktierfunktion) (z. B. Dragon NaturallySpeaking, integrierte 
Diktierfunktion in iOS/Windows): 
Ermöglichen das Schreiben durch Sprechen. 

• Wortvorhersageprogramme (z. B. Co:Writer, TextExpander): 
Helfen beim schnellen Finden und Korrigieren von Wörtern. 
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Bei Rechenschwäche: 

• Interaktive Lern-Apps (z. B. Anton, Blitzrechnen, Mathepirat): 
Fördern spielerisch Grundfertigkeiten in Mathe. 

• Rechenhilfen am Tablet oder PC (z. B. GeoGebra, Photomath): 
Visualisieren Rechenwege und erklären Lösungsschritte. 

• Mathematik-Tutorials auf Video-Plattformen (z. B. Simpleclub, Sofatutor): 
Erklären Themen anschaulich mit Sprache und Animation. 

• virtuelle Rechenrahmen (digitale Abacus Tools): 
Fördern das Mengenverständnis auf visueller Ebene. 

 
Die Nichterwähnung und fehlende strukturelle Integration solcher Technologien in die Handreichung 
LRS 2025 stellt ein eklatantes Versäumnis dar, welches dem Anspruch auf zeitgemäße Förderung 
und barrierefreien Zugang zu Bildung nicht gerecht wird. Ein solcher Mangel läuft zudem dem 
gesetzlichen Anspruch auf angemessene Vorkehrungen im Sinne der UN-
Behindertenrechtskonvention zuwider (Art. 24 UN-BRK). 
 
 
Die Elternkammer Hamburg fordert die unverzügliche Wiedereinführung der in der 
Handreichung Nachteilsausgleich aus März 2013 noch enthaltenen und bewährten 
Maßnahmen.  
 
Ferner fordert die Elternkammer eine systematische und verbindliche Erweiterung des 
Nachteilsausgleichskatalogs um zeitgemäße digitale und technische Hilfsmittel. Diese sind 
aus Sicht vieler Betroffener nicht nur sinnvoll, sondern in vielen Fällen unabdingbar, um 
Schülerinnen und Schüler chancengerecht am Unterrichtsgeschehen zu beteiligen. 
 
Darüber hinaus ist eine Öffnungsklausel wieder aufzunehmen und in ihrer Aussagekraft 
deutlich zu stärken. Diese muss den Schulen ausdrücklich die Möglichkeit einräumen, im 
pädagogischen Ermessen und mit professioneller Freiheit auch kreative und individuelle 
Nachteilsausgleiche zu gewähren, die über die in der Handreichung Nachteilsausgleich aus 
März 2013 aufgeführten Maßnahmen hinausgehen – sofern sie im konkreten Einzelfall 
notwendig, geeignet und zielführend sind, um die chancengleiche Teilhabe und 
Gleichberechtigung im Bildungssystem sicherzustellen. Lehrkräfte müssen die pädagogische 
Freiheit erhalten, bedarfsorientierte Lösungen zu entwickeln, die den individuellen 
Bedürfnissen der betroffenen Schülerinnen und Schüler gerecht werden. 
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Eine zeitgemäße und inklusive Bildungspolitik darf sich nicht auf einen starren 
Maßnahmenkatalog beschränken, sondern muss individuelle Lösungen ermöglichen und den 
Fortschritt technischer und pädagogischer Entwicklungen aktiv integrieren. Die Schulbehörde 
ist daher aufgefordert, dem verfassungsrechtlichen Gebot der Chancengleichheit (Art. 3 Abs. 
3 Satz 2 GG) sowie den Verpflichtungen aus der UN-Behindertenrechtskonvention (Art. 24 UN-
BRK) durch eine umfassende Erweiterung und Aktualisierung der in der Handreichung 
Nachteilsausgleich aus März 2013 aufgeführten Beispiele unverzüglich Rechnung zu tragen. 
 
 

zu 4.) Erschwerte Zugangsbedingungen zu innerschulischen Maßnahmen und 
außerunterrichtlicher Lernhilfe  
 

4.1) Kritik an den verschärften Voraussetzungen zur Beantragung von Notenschutz  

Gemäß § 7 Abs. 2 VO Notenschuss in Verbindung mit Seite 60 der Handreichung „Förderung und 
Unterstützung von Schülerinnen und Schülern mit Schwierigkeiten oder besonderen Schwierigkeiten 
im Lesen, Rechtschreiben oder Rechnen“ vom 22. Januar 2025, ist die Prüfung der Voraussetzungen 
zur Gewährung von Notenschutz erst nach Ablauf einer mindestens zwölfmonatigen schulischen 
Förderung sowie sechsmonatiger Nachteilsausgleichsmaßnahmen vorgesehen. Erst im Anschluss 
daran sind die Sorgeberechtigten über die Möglichkeit der Antragstellung zu informieren. 

 

“Für Schülerinnen und Schüler mit besonderen Schwierigkeiten im Lesen und/oder 
Rechtschreiben muss die Schule mit dem Ablauf einer mindestens zwölfmonatigen 
schulischen Förderung innerhalb und außerhalb des Unterrichts sowie mindestens 
sechsmonatigen Nachteilsausgleichsmaßnahmen im Lesen und/oder Rechtschreiben zum 
Zeitpunkt des nächstfolgenden Testergebnisses in dem betroffenen Bereich prüfen, ob 
weiterhin besondere Schwierigkeiten in demselben Bereich vorliegen und ggf. alle 
Voraussetzungen für die Gewährung eines Notenschutzes erfüllt sind. Sodann muss die 
Schule die Sorgeberechtigten über die Möglichkeit einer Antragstellung informieren 
(§ 7 Absatz 2 VO Notenschutz).“ (Seite 60 Handreichung Förderung und Unterstützung von 
Schülerinnen und Schülern mit Schwierigkeiten oder besonderen Schwierigkeiten im Lesen, 
Rechtschreiben oder Rechnen, 01/2025) 

 
Diese Regelung stellt eine erhebliche Verschärfung gegenüber der bisherigen Praxis dar, in der 
Notenschutz unmittelbar nach Feststellung einer besonderen Schwierigkeit im Lesen, Rechtschreiben 
oder Rechnen beantragt und gewährt werden konnte. Der verzögerte Zugang zu dieser zentralen 
Schutzmaßnahme verletzt das verfassungsrechtlich garantierte Recht auf chancengleiche Teilhabe 
(Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG) und widerspricht dem Prinzip der frühzeitigen Unterstützung gemäß Art. 24 
Abs. 1 Satz 2 UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK). 
 
 

https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
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4.2) Kritik, an den verschärften Voraussetzungen für die Gewährung von 
Nachteilsausgleich  

Entsprechend der Regelung auf Seite 39 der Handreichung LRS 2025 wird ein Anspruch auf 
Nachteilsausgleich nunmehr erst nach einer mindestens sechsmonatigen schulischen Förderung 
innerhalb und außerhalb des Unterrichts sowie einer erneuten Testung geprüft. 
 

„Für Schülerinnen und Schüler mit Schwierigkeiten oder besonderen Schwierigkeiten im Lesen 
und/oder Rechtschreiben oder Rechnen muss die Schule nach mindestens sechsmonatiger 
schulischer Förderung innerhalb und außerhalb des Unterrichts zum Zeitpunkt des 
nächstfolgenden Testergebnisses in dem betroffenen Bereich prüfen, ob weiterhin 
Schwierigkeiten oder besondere Schwierigkeiten in demselben Bereich vorliegen und ggf. alle 
Voraussetzungen für die Gewährung eines Nachteilsausgleichs erfüllt sind, da im Falle der 
Berechtigung ein Anspruch auf die Umsetzung von Nachteilsausgleichsmaßnahmen besteht. 
Sodann muss die Schule die Sorgeberechtigten informieren.“ (Seite 39 Handreichung 
Förderung und Unterstützung von Schülerinnen und Schülern mit Schwierigkeiten oder 
besonderen Schwierigkeiten im Lesen, Rechtschreiben oder Rechnen, 01/2025) 

 
Auch dies stellt eine substantielle Verschlechterung im Vergleich zur bisherigen Rechtslage dar, bei 
der Nachteilsausgleich bereits unmittelbar bei Vorliegen einer diagnostizierten Teilleistungsstörung 
gewährt werden konnte. 
 
Die Einführung einer sechsmonatigen Wartezeit verzögert notwendige Unterstützungsmaßnahmen 
systematisch und widerspricht dem Anspruch auf wirksame und angemessene Vorkehrungen im 
Sinne des Art. 2 Abs. 2 und Art. 24 UN-BRK sowie dem Prinzip der bedarfsgerechten Förderung 
gemäß § 1 Schulgesetz Hamburg. 
 
 

4.3) Kritik an den erschwerten Zugangsvoraussetzungen zur außerunterrichtlichen 
Lernhilfe (AUL) 

Die Gewährung einer außerunterrichtlichen Lernhilfe (AUL) setzt gemäß der Handreichung LRS 2025 
kumulativ die Erfüllung von sieben Bedingungen voraus. Darunter fällt unter anderem eine 
zwölfmonatige schulische Förderung, der Nachweis von mindestens sechs Monaten 
Nachteilsausgleich sowie zwei aussagekräftige, zeitlich differenzierte Testverfahren mit definierter 
Mindestdifferenz. Erst nach dieser langen Vorlaufzeit kann ein AUL-Antrag gestellt werden. Aufgrund 
üblicher Bearbeitungsfristen erfolgt die tatsächliche Förderbewilligung faktisch frühestens 15 Monate 
nach erstmaliger Feststellung. 
  

https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
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„Eine AUL kann bewilligt werden, wenn alle Voraussetzungen a) bis g) erfüllt sind: Die Schülerin 
oder der Schüler 

a)  ist in Hamburg gemeldet, bei mehreren Wohnungen mit der Hauptwohnung in Hamburg 
gemeldet,  

b)  besucht in Hamburg eine staatliche Schule oder eine Schule in freier Trägerschaft,  

c) gehört zum Personenkreis der Schülerinnen und Schüler mit besonderen Schwierigkeiten 
im Lesen, im Rechtschreiben, im Lesen und Rechtschreiben oder im Rechnen, dies 
können auch zielgleich beschulte Schülerinnen und Schüler mit einem 
sonderpädagogischen Förderbedarf im Bereich der emotionalen und sozialen Entwicklung 
sein,  

d) hat unmittelbar vor Antragstellung eine mindestens zwölfmonatige, schulische Förderung 
innerhalb und außerhalb des Unterrichts wahrgenommen,  

e) hat unmittelbar vor Antragstellung mindestens sechs Monate lang 
Nachteilsausgleichsmaßnahmen erhalten, für Rechnen jedoch längstens bis zum Ende 
der Jahrgangsstufe 4,  

f) kann ihre bzw. seine Leistungen nicht entscheidend verbessern und das Ergebnis eines 
zweiten Tests der landesweit einheitlichen Testverfahren für den betroffenen Bereich 
(Lesen und/oder Rechtschreiben oder Rechnen) liegt bei Neuanträgen im Lesen oder 
Rechnen mit einem mindestens sechsmonatigem Abstand, im Rechtschreiben mit einem 
vier- bis achtmonatigem Abstand (abhängig von den SCHNABEL-Erhebungszeiträumen) 
zum ersten Test in demselben Bereich weiterhin unterhalb des Prozentrangwertes 5 (ELFE 
II, SLS 2-9, HaReT, ZAREKI-R, Basis Math) bzw. im Rechtschreiben unterhalb des 
Prozentrangwertes 10 (SCHNABEL, ab Jg. 5 Gesamtnorm),  

g) besucht zum Zeitpunkt der Antragstellung mindestens das Ende der Jahrgangsstufe 2, 
längstens die Jahrgangsstufe 6 (Lesen/Rechtschreiben) bzw. 4 (Rechnen), unabhängig 
von einer möglichen Wiederholung. Für eine AUL in der Jahrgangsstufe 6 
(Lesen/Rechtschreiben) bzw. 4 (Rechnen) muss der Erst- oder der Verlängerungsantrag 
der Sorgeberechtigten bis zum 15.06. des Kalenderjahres in der Schule eingegangen sein, 
frühestens zwei Monate vor Ablauf eines laufenden Bewilligungszeitraums. Der Eingang 
wird durch den Eingangsstempel der Schule nachgewiesen.” 

(Seite 69-70 Handreichung Förderung und Unterstützung von Schülerinnen und Schülern mit 
Schwierigkeiten oder besonderen Schwierigkeiten im Lesen, Rechtschreiben oder Rechnen, 
01/2025) 

  

https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
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Darüber hinaus ist die AUL-Förderung zeitlich eng befristet: Sie kann lediglich bis zur Jahrgangsstufe 
6 (Lesen/Rechtschreiben) bzw. Jahrgangsstufe 4 (Rechnen) in Anspruch genommen werden. Eine 
Wiederholung der Maßnahme ist nur einmalig vorgesehen, selbst bei unverändert bestehendem 
erheblichem Förderbedarf. 
 
Diese restriktiven Zugangsvoraussetzungen zur AUL verfehlen die Zielsetzung einer inklusiven und 
chancengleichen Bildungsförderung. Sie stehen in klarem Widerspruch zu Art. 24 Abs. 2 lit. c UN-
BRK, der einen diskriminierungsfreien Zugang zu individuell angepasster Unterstützung und 
effektiven Lernstrategien verlangt. 
 
 
Die Elternkammer Hamburg fordert die sofortige Abschaffung der Wartefristen für 
Nachteilsausgleich, Notenschutz sowie außerunterrichtlicher Lernhilfe (AUL). 
Fördermaßnahmen müssen unmittelbar nach Feststellung eines Unterstützungsbedarfs 
gewährt werden. 

 
Die Zugangsvoraussetzungen zur AUL sind zu senken, der Förderzeitraum auszuweiten und 
medizinische Diagnosen verbindlich anzuerkennen.  

 
 

zu 5.) Gewährung und Entzug von schulischen Maßnahmen  
 

5.1) Kritik an unverhältnismäßigen Verzögerungen durch verpflichtende Entscheidung 
der Zeugniskonferenz 

Die Elternkammer Hamburg kritisiert, dass Nachteilsausgleiche und Notenschutz ausschließlich durch 
Beschluss der Zeugniskonferenz gewährt werden dürfen (§§ 6 (2) und 9 (1) Verordnung über die 
Gewährung von Notenschutz in allgemeinbildenden Schulen vom 19. August 2024). Da dieses 
Gremium in der Regel lediglich zweimal jährlich zusammentritt, entstehen nicht hinnehmbare 
Verzögerungen von bis zu sechs Monaten. Dies beeinträchtigt den zeitnahen Zugang zu dringend 
benötigten Maßnahmen erheblich. Darüber hinaus wird den jeweiligen Lehrkräften durch diese 
Regelung die Möglichkeit genommen, Nachteilsausgleiche flexibel und im unmittelbaren Bedarfsfall 
anzupassen. 

 
5.2) Kritik an starren Überprüfungsintervallen und willkürlichem Entzug von 
Maßnahmen 

 
Die Elternkammer Hamburg lehnt die derzeitige Praxis entschieden ab, schulische 
Unterstützungsmaßnahmen in festen sechsmonatigen Intervallen anhand minimaler Veränderungen 
von Testergebnissen – etwa im Rahmen des Schnabeltests – zu überprüfen und gegebenenfalls 

https://www.hamburg.de/resource/blob/968286/6e527c074877c1168fd725b237fdc827/mbl-10-2024-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/968286/6e527c074877c1168fd725b237fdc827/mbl-10-2024-data.pdf
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einzuschränken oder vollständig zu entziehen. Eine Reduktion oder Aufhebung von Maßnahmen auf 
Basis geringfügiger Abweichungen – beispielsweise von nur 0,1 Prozentpunkten – ist pädagogisch 
nicht zu rechtfertigen. 
 
Ein derart rigides Vorgehen widerspricht grundlegenden pädagogischen und rechtsstaatlichen 
Anforderungen an Kontinuität, Verhältnismäßigkeit und Verlässlichkeit schulischer Förderung. Es 
führt zu erheblicher psychischer Belastung sowie struktureller Unsicherheit auf Seiten der betroffenen 
Schülerinnen und Schüler – insbesondere im Falle chronischer oder fluktuierender 
Beeinträchtigungen, wie sie beispielsweise bei einer Lese-Rechtschreib-Störung (Legasthenie) oder 
Rechenschwäche (Dyskalkulie) vorliegen. 
 
Das Bundesverfassungsgericht hebt in seinem Urteil vom 22. November 2023 (1 BvR 2577/15, Rn. 
40) die schwerwiegenden psychischen und sozialen Folgen für betroffene Kinder deutlich hervor: 
 

„…Die Folgen der Erkrankung sind für die Kinder beträchtlich. 20 bis 30% der Kinder mit 
einer ausgeprägten Legasthenie leiden als deren Folge an psychischen Erkrankungen wie 
Angststörungen, Depressionen, Aufmerksamkeitsdefiziten und Verhaltensstörungen. Die 
Erkrankungsrate ist damit gegenüber Kindern ohne Legasthenie um das Vier- bis Fünffache 
erhöht. Die psychischen Erkrankungen zeigen sich nach außen in Schulängsten, sozialem 
Rückzug, Interessensverlust, gedrückter Stimmung und massiven Prüfungsängsten. 
Während Kinder ohne Legasthenie das Gymnasium mit einem Anteil von 40 bis 75% 
besuchen, sind es bei Kindern mit Legasthenie trotz gleicher Begabung lediglich 12 bis 27%. 
Bei Kindern mit einer Legasthenie kommt es sechsmal häufiger zu einem Schulabbruch. 
Auch die Suizidalitätsrate ist bei legasthenen Jugendlichen deutlich höher. Diese erhebliche 
psychische Belastung hindert viele junge Menschen mit einer Legasthenie an einer ihrer 
Begabung entsprechenden Ausbildung und beruflichen Tätigkeit.“ (BVerfG, Urteil vom 22. 
November 2023 - 1 BvR 2577/15 Rn. 40) 

 
Vor diesem verfassungsrechtlichen Hintergrund ist diese aktuelle Praxis, die 
Unterstützungsmaßnahmen in solch kurzen zeitlichen Intervallen ohne fundierte pädagogisch-
diagnostische Grundlage gewährt oder entzieht, mit dem Gebot der Chancengleichheit (Art. 3 Abs. 1 
und 3 GG) sowie dem schulgesetzlichen Förderauftrag (§ 3 Abs. 3 HmbSG) unvereinbar. 
 
 

5.3) Kritik an mangelnder Beteiligung von Betroffenen und Fachkräften bei der 
Ausgestaltung von Maßnahmen  

Die Elternkammer Hamburg kritisiert, dass bei der Ausgestaltung schulischer 
Unterstützungsmaßnahmen die betroffenen Schülerinnen und Schüler, deren Sorgeberechtigte sowie 
ggf. auch begleitende Fachkräfte – insbesondere Lerntherapeut:innen oder Psycholog:innen – bislang 
nicht systematisch eingebunden werden. Die fehlende Partizipation konterkariert das Prinzip einer 
kindzentrierten und bedarfsorientierten Förderung. 
 

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2023/11/rs20231122_1bvr257715.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2023/11/rs20231122_1bvr257715.html
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Die Elternkammer Hamburg fordert, dass die Gewährung und Überprüfung von 
Nachteilsausgleichen sowie innerschulischen Fördermaßnahmen nicht mehr an starre 
halbjährliche Intervalle gebunden ist. Stattdessen ist ein individueller, pädagogisch und 
diagnostisch fundierter Überprüfungszeitraum vorzusehen, der die Kontinuität, Verlässlichkeit 
und Wirksamkeit der Maßnahmen gewährleistet. 
 
Darüber hinaus fordert die Elternkammer, dass geringfügige Veränderungen in schulischen 
Testwerten – etwa minimale Abweichungen von Prozentrangwerten – nicht länger als 
Grundlage für den Entzug bestehender Unterstützungsmaßnahmen herangezogen werden 
dürfen. 
 
Bei chronischen oder fluktuierenden Beeinträchtigungen, wie etwa Legasthenie oder 
Dyskalkulie, ist in besonderer Weise auf die Stabilität der Fördermaßnahmen zu achten. Diese 
Störungsbilder erfordern eine langfristig verlässliche Unterstützung, um die psychische 
Belastung der betroffenen Schülerinnen und Schüler zu minimieren und ihnen eine 
chancengerechte Teilhabe am Bildungssystem zu ermöglichen. 
 
Zudem fordert die Elternkammer Hamburg, dass bei der Entscheidung über Art, Umfang und 
Fortführung von Nachteilsausgleichen und Fördermaßnahmen stets auch die betroffenen 
Schülerinnen und Schüler, deren Sorgeberechtigte sowie ggf. begleitende Fachkräfte – 
insbesondere Lerntherapeut:innen oder Psycholog:innen – angemessen einbezogen werden. 
Nur durch eine solche partizipative Ausgestaltung können individuelle Bedarfe berücksichtigt 
und angemessene, tragfähige Förderentscheidungen getroffen werden. 
 
 

zu 6.) Fehlende begriffliche und funktionale Trennschärfe zwischen Nachteilsausgleich und 
Notenschutz bei inhaltlich identischen Unterstützungsmaßnahmen  

 

6.1) Kritik an der doppelten Verwendung des Begriffs „Vorlesen“ sowohl im 
Zusammenhang mit Nachteilsausgleichmaßnahmen als auch bei Maßnahmen zum 
Notenschutz  

Die Handreichung LRS 2025 verwendet den Begriff „Vorlesen“ sowohl im Abschnitt 
Nachteilsausgleich: 

 
„Mögliche Maßnahmen des Nachteilsausgleichs für Lesen und Rechtschreiben sind: …… 

• Vorlesen von Aufgabenstellungen und Texten bis zum Ende der Jahrgangsstufe 
6:  

Sofern in Klassenarbeiten nicht explizit das Leseverstehen überprüft wird, können in 
allen Fächern Aufgabenstellungen und Textmaterialien vorgelesen werden. Diese 
Maßnahme kann insbesondere in der Grundschule angemessen sein; sie ist 
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spätestens ab Beginn der Jahrgangsstufe 5 sukzessive abzubauen und nach Ende 
der Jahrgangsstufe 6 ausgeschlossen. Beispiele:  

- Text einer Sachaufgabe in Mathematik wird vorgelesen, das Finden der 
Rechenoperation bleibt die zu erbringende Leistung.  

- Vorlesen oder Hören eines Textes oder eines Textteils, wenn das 
Textverständnis (und nicht das Leseverstehen) die zu erbringende Leistung ist.“ 

 (Seite 44-45 Handreichung Förderung und Unterstützung von Schülerinnen und Schülern mit 
Schwierigkeiten oder besonderen Schwierigkeiten im Lesen, Rechtschreiben oder Rechnen, 
01/2025) 

 
als auch im Abschnitt Notenschutz: 

„In Klassenarbeiten und weiteren Leistungsnachweisen kann der Notenschutz in Form eines 
Abweichens von den Anforderungen z.B. auch auf folgende Weise gewährt werden:… 
 

• Individualisierte Anpassung von Überprüfungen der Leseleistung im Fach Deutsch und in 
den Fremdsprachen, mit der eine lernförderliche Leistungserbringung ermöglicht wird:  

- Arbeit an kurzen Texten und/oder Texten in vereinfachter Sprache.  
- Arbeit an Texten mit hohem Illustrations-/Bildanteilen (Erstlesetexte und -bücher, 

Bilderbücher, Comics usw.).  
- Vorlesen von Aufgabenstellungen und/oder Textteilen, sofern das Lesen zu den 

fachlichen Anforderungen zählt (andernfalls handelt es sich um einen 
Nachteilsausgleich).“  

(Seite 65-66 Handreichung Förderung und Unterstützung von Schülerinnen und Schülern mit 
Schwierigkeiten oder besonderen Schwierigkeiten im Lesen, Rechtschreiben oder Rechnen, 
01/2025) 

 
Nach Artikel 3 Grundgesetz dürfen Personen nicht ohne sachlichen Grund ungleich behandelt 
werden. Zudem besteht ein ausdrückliches Benachteiligungsverbot wegen einer Behinderung. 
 
Die doppelte Verwendung des Begriffs „Vorlesen“ birgt die Gefahr: 

• unterschiedlicher Auslegung und Anwendung durch Lehrkräfte, 

• uneinheitlicher Behandlung gleich gelagerter Fälle, 

möglicher Zeugnisvermerke in einem Fall (Notenschutz), nicht aber im anderen (Nachteilsausgleich), 
obwohl die Maßnahme identisch erscheint. 
 
Damit besteht das Risiko einer unsachlichen Ungleichbehandlung, was einen Verstoß gegen 
Artikel 3 GG darstellen kann. 

https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
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Das Bundesverfassungsgericht fordert eine klare Unterscheidung zwischen Nachteilsausgleich (keine 
Veränderung der Leistungsanforderung) und Notenschutz (Abweichen vom regulären Maßstab), 
insbesondere im Hinblick auf Zeugnisvermerke (BVerfG, Urteil vom 22. November 2023 - 1 BvR 
2577/15). 
Die identische Bezeichnung „Vorlesen“ für beide Maßnahmen ohne begriffliche Trennung widerspricht 
dieser Differenzierungspflicht, da nicht klar erkennbar ist, in welchem Fall ein Zeugnisvermerk 
erforderlich ist.  
 
Zur Verfassungsmäßigkeit der Regelung ist eine begriffslogische und funktionale Differenzierung 
vorzunehmen, z. B. durch getrennte Begriffe wie: 

• „Vorlesehilfe“ (Nachteilsausgleich), 

• „Leseersatzmaßnahme“ (Notenschutz), 

sowie klar definierte Anwendungsfälle und Zeugnisvermerkspflichten. 

 
 
Die Elternkammer Hamburg fordert, dass der Maßnahmenkatalog in der Handreichung 
„Förderung und Unterstützung von Schülerinnen und Schülern mit Schwierigkeiten oder 
besonderen Schwierigkeiten im Lesen, Rechtschreiben oder Rechnen“ inhaltlich und 
begrifflich konkretisiert wird. Insbesondere ist eine klare, trennscharfe Differenzierung 
zwischen Nachteilsausgleich und Notenschutz vorzunehmen, wenn identische Maßnahmen – 
wie etwa das Vorlesen von Aufgabenstellungen oder Texten – in beiden Kontexten aufgeführt 
werden. 
 
Um eine verfassungsrechtlich gebotene Gleichbehandlung sicherzustellen, müssen 
unterschiedliche Maßnahmearten eindeutig bezeichnet und voneinander abgegrenzt werden. 
Die Elternkammer schlägt daher die Einführung differenzierter Begriffe – wie beispielsweise 
„Vorlesehilfe“ im Rahmen des Nachteilsausgleichs und „Leseersatzmaßnahme“ im Kontext 
des Notenschutzes – vor. 
 
Darüber hinaus sind klare Kriterien festzulegen, unter welchen Bedingungen ein 
Zeugnisvermerk erforderlich ist, um eine einheitliche und rechtssichere Anwendung durch 
Lehrkräfte zu gewährleisten. Nur so kann der Gefahr willkürlicher oder uneinheitlicher 
Entscheidungen entgegengewirkt und das Diskriminierungsverbot gemäß Artikel 3 
Grundgesetz gewahrt werden. 
 
  

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2023/11/rs20231122_1bvr257715.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2023/11/rs20231122_1bvr257715.html


 

Anlage zum Antrag: 745 –01 ADIVI - Seite 16 

zu 7.) Unverhältnismäßige Belastungen für Schülerinnen und Schüler mit Lese-
Rechtschreibstörung – Verstoß gegen das Gleichbehandlungsgebot  

 

7.1) Kritik an unzumutbare Dauerbelastung durch fortlaufende Förderpflicht und 
Testwiederholungen als Voraussetzung für Nachteilsausgleich und Notenschutz  

Schülerinnen und Schüler mit einer Lese-Rechtschreibstörung müssen über den gesamten 
schulischen Verlauf – teils bis Klasse 12 oder 13 – fortwährend schulische Fördermaßnahmen 
innerhalb und außerhalb des Unterrichts absolvieren und sich regelmäßig, in halbjährlichem Abstand, 
Testverfahren unterziehen, um weiterhin Anspruch auf Nachteilsausgleich oder Notenschutz zu 
haben. Diese wiederholten Anforderungen stellen eine erhebliche psychische und organisatorische 
Belastung dar. 
 
Besonders problematisch ist, dass diese Anforderungen allein auf die Gruppe der Schülerinnen und 
Schüler mit Schwierigkeiten im Lesen und Rechtschreiben beschränkt bleiben – darunter auch Kinder 
mit einer medizinisch diagnostizierten Lese-Rechtschreibstörung. Damit wird ausgerechnet jenen 
Kindern, die unter einer anerkannten, häufig chronischen Lernstörung leiden, ein aufwändiger und 
dauerhaft zu erfüllender Nachweis auferlegt. Im Gegensatz dazu wird bei Schülerinnen und Schülern 
mit anderen Behinderungen – etwa motorischen Einschränkungen – nicht verlangt, über Jahre hinweg 
schulische Fördermaßnahmen zu durchlaufen, um Nachteilsausgleiche in Anspruch nehmen zu 
dürfen. 
 

7.2) Kritik an unangemessener Doppelbelastung durch zwingende Kombination 
schulischer Förderung mit außerschulischer Lerntherapie  

Gemäß der Handreichung LRS 2025 ist die außerschulische Lernhilfe (AUL) nachrangig zur 
schulischen Förderung und setzt voraus, dass die betroffenen Schülerinnen und Schüler weiterhin in 
vollem Umfang an schulischen Fördermaßnahmen innerhalb und außerhalb des Unterrichts 
teilnehmen. Die AUL ersetzt ausdrücklich nicht die schulische Förderung und kann nur zusätzlich 
bewilligt werden. 

„Eine Außerunterrichtliche Lernhilfe (AUL) ist eine der schulischen Förderung nachrangige 
Förderung im Lesen, Rechtschreiben oder Rechnen, die außerhalb der Schule durch eine 
Lerntherapeutin oder einen Lerntherapeuten bzw. eine lerntherapeutische Praxis (i.F. 
lerntherapeutische Fachkraft) durchgeführt wird, die bzw. der von der Behörde für Schule und 
Berufsbildung (i. F. BSB) anerkannt ist, und für deren Leistung die BSB die Bezuschussung 
als freiwillige Leistung ohne Rechtsanspruch im Rahmen der vorhandenen Haushaltsmittel 
bewilligt hat. Während einer AUL werden alle schulischen Förder- und 
Unterstützungsmaßnahmen nach Maßgabe dieser Handreichung sowie des § 44 Absätze 1a 
und 1b HmbSG und der Verordnung über die Gewährung von Notenschutz an 
allgemeinbildenden Schulen (i.F. VO Notenschutz) uneingeschränkt fortgeführt. Eine AUL 
ersetzt zu keiner Zeit die schulische Förderung durch BSB-Personal innerhalb und außerhalb 
des Unterrichts.“ (Seite 69 Handreichung Förderung und Unterstützung von Schülerinnen und 
Schülern mit Schwierigkeiten oder besonderen Schwierigkeiten im Lesen, Rechtschreiben 
oder Rechnen, 01/2025) 

https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
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Diese Regelung bedeutet, dass Kinder mit Lese- oder Rechtschreibschwierigkeiten, die bereits in 
einer außerschulischen lerntherapeutischen Behandlung stehen, weiterhin schulische 
Zusatzförderung in erheblichem Umfang absolvieren müssen. Eine solche Kumulation von 
schulischer und therapeutischer Unterstützung kann zu einer unverhältnismäßigen Belastung führen 
– insbesondere bei jüngeren Kindern, bei denen bereits eine therapeutische Maßnahme viel 
Konzentration und Energie erfordert. 
Hinzu kommt: Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 22. November 2023 ( BVerfG, 
Urteil vom 22. November 2023 - 1 BvR 2577/15 Rn. 40) betont, dass die Wirkung einer gezielten 
Lerntherapie bei Lese-Rechtschreibstörungen deutlich höher zu bewerten ist als die Effekte 
schulischer Förderansätze. Damit steht die behördliche Forderung nach gleichzeitiger Teilnahme an 
schulischer und außerschulischer Förderung im Widerspruch zu medizinisch-pädagogischen 
Erkenntnissen sowie dem Kindeswohl. 
 
 
Die Elternkammer Hamburg fordert eine rechtliche Gleichstellung der Lese-
Rechtschreibstörung mit anderen Formen anerkannter Behinderungen. Der dauerhafte 
Zugang zu Nachteilsausgleich und Notenschutz ist für die betroffenen Schülerinnen und 
Schüler auch ohne wiederholte Förderpflicht und Testung sicherzustellen. 
 
Zudem fordert die Elternkammer Hamburg, dass bei Vorliegen einer wirksamen, anerkannten 
außerschulischen Lerntherapie auf die verpflichtende Teilnahme an zusätzlichen schulischen 
Fördermaßnahmen verzichtet werden kann. Die Entscheidung darüber ist im Einzelfall 
pädagogisch und therapeutisch zu begründen. Maßgeblich ist hierbei die individuelle 
Belastbarkeit des Kindes sowie die Wirksamkeit der bereits laufenden Fördermaßnahme. Ziel 
muss es sein, eine kumulative Überforderung zu vermeiden und den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit sowie das Kindeswohl zu wahren. 
 
 
zu 8.) Diskriminierung von Schülerinnen und Schülern während und nach zieldifferenter 
Beschulung 

8.1. Kritik an der Verwehrung schulischer Maßnahmen trotz bestehender 
Teilleistungsstörungen 

Die Handreichung LRS 2025 schließt Schülerinnen und Schüler mit zieldifferenter Beschulung 
grundsätzlich vom Anwendungsbereich aus – sowohl während des Förderzeitraums als auch im 
darauffolgenden Schuljahr: 
 

„Zieldifferent beschulte Schülerinnen oder Schüler mit einem sonderpädagogischen 
Förderbedarf schließlich gehören ebenso wenig zur Personengruppe dieser Handreichung. 
…. .Schließlich gehören auch Schülerinnen und Schüler mindestens im Schuljahr nach der 
Aufhebung einer zieldifferenten Beschulung nicht zur Personengruppe dieser Handreichung, 
da ihr Unterstützungsbedarf nicht auf die Teilbereiche Lesen, Rechtschreiben oder Rechnen 
begrenzt war bzw. ist.“ (Seite 10 Handreichung Förderung und Unterstützung von 

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2023/11/rs20231122_1bvr257715.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2023/11/rs20231122_1bvr257715.html
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
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Schülerinnen und Schülern mit Schwierigkeiten oder besonderen Schwierigkeiten im Lesen, 
Rechtschreiben oder Rechnen, 01/2025) 

 
Diese pauschale Ausschlussregelung verstößt gegen das Gleichbehandlungsgebot gemäß § 1 
Hamburgisches Schulgesetz (HmbSG) sowie gegen das Diskriminierungsverbot aus Art. 3 Abs. 3 
Satz 2 Grundgesetz (GG). Sie führt dazu, dass Schülerinnen und Schüler mit Teilleistungsstörungen 
– etwa in Form einer Lese-Rechtschreibstörung oder Rechenschwäche – weder während noch 
unmittelbar nach einer zieldifferenten Beschulung Zugang zu individuell notwendigen 
Unterstützungsmaßnahmen wie schulischer Förderung, Nachteilsausgleich, Notenschutz oder 
außerschulischer Lernhilfe (AUL) erhalten. 
 
Unabhängig vom ursprünglichen sonderpädagogischen Förderschwerpunkt besteht nach Aufhebung 
der zieldifferenten Beschulung – etwa im Übergang zur zielgleichen Unterrichtung zur Erlangung 
eines allgemeinen Schulabschlusses – häufig weiterhin ein Förderbedarf in den Bereichen Lesen, 
Rechtschreiben oder Rechnen. Trotzdem werden betroffene Schülerinnen und Schüler explizit nicht 
in den Anwendungsbereich der Handreichung einbezogen, was faktisch zu einem vollständigen 
Ausschluss von Maßnahmen führt, selbst wenn eine medizinisch anerkannte Teilleistungsstörung 
nachgewiesen ist. 
 
Zudem wird auch während einer laufenden zieldifferenten Beschulung keine AUL-Förderung gewährt 
– selbst dann nicht, wenn zusätzlich eine ausgeprägte Lese-, Rechtschreib- oder Rechenstörung 
vorliegt. Dies ist weder pädagogisch noch rechtlich nachvollziehbar, da die AUL gerade auf individuell 
festgestellte Schwierigkeiten in diesen Bereichen abzielt und unabhängig vom sonderpädagogischen 
Förderstatus erfolgen müsste. 
 
 
Die Elternkammer Hamburg fordert, dass Schülerinnen und Schüler mit 
Teilleistungsstörungen in den Bereichen Lesen, Rechtschreiben oder Rechnen 
uneingeschränkten Zugang zu schulischen Unterstützungsmaßnahmen wie 
Nachteilsausgleich, Notenschutz, schulischer Förderung und außerschulischer Lernhilfe 
(AUL) erhalten – unabhängig davon, ob sie im Schuljahr zuvor zieldifferent beschult wurden. 
 
Zudem fordert die Elternkammer, dass AUL-Maßnahmen auch während der zieldifferenten 
Beschulung zu gewähren sind, sofern eine entsprechende Teilleistungsstörung vorliegt. Eine 
pauschale Ausschlussregelung aufgrund des sonderpädagogischen Status widerspricht dem 
Gleichbehandlungsgebot (§ 1 HmbSG) sowie dem Diskriminierungsverbot gemäß Art. 3 Abs. 3 
Satz 2 GG. 
 
  

https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
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Zu 9.) Fehlende Transparenz und Willkür bei der Gewährung von Nachteilsausgleich und 
Notenschutz – Gefährdung von Chancengleichheit und Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 GG 
 

9.1) Kritik an unklaren Notenschutzregelungen 

Die Handreichung formuliert: 
 

„Für Leistungsnachweise kann Notenschutz gewährt werden, indem die Rechtschreibleistung, 
eng gefasst und auf die Beherrschung der Rechtschreib- und Zeichensetzungsphänomene 
begrenzt, zurückhaltend oder – im Ausnahmefall – nicht bewertet wird.“ (Seite 66 
Handreichung Förderung und Unterstützung von Schülerinnen und Schülern mit 
Schwierigkeiten oder besonderen Schwierigkeiten im Lesen, Rechtschreiben oder Rechnen, 
01/2025) 
 

Es bleibt unklar, welche Kriterien darüber entscheiden, welche Variante des Notenschutzes – etwa 
eine zurückhaltende oder gar keine Bewertung der Rechtschreibung – im Einzelfall Anwendung findet. 
Ebenso fehlt eine Definition, was unter „eng gefasst“ oder „zurückhaltend“ konkret zu verstehen ist. 
 
Diese Intransparenz führt dazu, dass Schülerinnen und Schüler mit anerkannter Rechtschreibstörung 
selbst bei Gewährung von Notenschutz z. B. in Vokabeltests systematisch Punktabzüge erhalten – 
weil ihre Rechtschreibleistung dennoch in die Bewertung einfließt. Ein voller Notenerfolg ist damit 
ausgeschlossen. 
 
Die Folge: Die betroffenen Kinder können ihr tatsächliches Leistungspotenzial nicht entfalten. 
Unterstützungsmaßnahmen werden – entgegen dem Auftrag der Hamburger Bildungspläne – nicht 
bedarfsgerecht eingesetzt. (Bildungsplan Grundschule, Stadtteilschule, Gymnasium Allgemeiner Teil) 
 
 

9.2) Kritik an unklaren Nachteilsausgleichsmaßnahmen  

Auch bei Maßnahmen wie dem Zeitzuschlag fehlt eine klare Differenzierung: 
 

„Mögliche Maßnahmen des Nachteilsausgleichs für Lesen und Rechtschreiben sind: • 
Verlängerung der vorgesehenen Arbeitszeit: Zeitzuschlag bis zur Hälfte der regulären 
Arbeitszeit, z. B. bei Klassenarbeiten oder anderen schriftlichen Arbeiten in allen Fächern.“ 
(Seite 44/45 Handreichung Förderung und Unterstützung von Schülerinnen und Schülern mit 
Schwierigkeiten oder besonderen Schwierigkeiten im Lesen, Rechtschreiben oder Rechnen, 
01/2025) 

 
Die Formulierung bleibt vage: Es wird nicht konkretisiert, welche Voraussetzungen erfüllt sein 
müssen, um beispielsweise einen Zeitzuschlag von 10 % oder 50 % zu erhalten. Auch fehlt eine 
differenzierende Regelung danach, wie stark die Teilleistungsstörung im Einzelfall ausgeprägt ist. 
 

https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/123132/f4ec5d1f1348e96f16dc22d676c53ea2/a-teil-dl-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
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Diese fehlende normative Klarheit führt dazu, dass die Entscheidung über Art und Umfang des 
Nachteilsausgleichs häufig von den jeweiligen Zeugniskonferenzen auf Grundlage subjektiver 
Einschätzungen getroffen wird. Dadurch entsteht ein erhebliches Risiko unterschiedlicher Auslegung 
– selbst bei vergleichbaren Diagnosen und Voraussetzungen. 
 
Diese Praxis birgt die Gefahr von Willkür und mangelnder Transparenz. Schülerinnen und Schüler mit 
vergleichbarem Unterstützungsbedarf können – je nach Schule, Lehrkraft oder Schulleitung – völlig 
unterschiedlich behandelt werden. Die Konsequenz: Betroffene können im Übergang auf 
weiterführende Schulen oder bei Abschlussverfahren systematisch benachteiligt werden. Damit ist 
eine Gleichbehandlung im Sinne von Art. 3 Abs. 1 GG nicht mehr gewährleistet. 
 
Zudem widerspricht diese Intransparenz dem schulrechtlichen Anspruch auf eine bedarfsorientierte 
und nachvollziehbare Förderung, wie sie in § 3 Abs. 3 HmbSG sowie in den allgemeinen 
Bildungsplänen verankert ist. Nachteilsausgleiche sind kein pädagogisches Ermessen, sondern Teil 
des Anspruchs auf chancengleiche Teilhabe. 
 

9.3) Kritik an der Rücknahme von Nachteilsausgleich bei Leistungsverbesserung  

Die Handreichung erlaubt die Rücknahme von Nachteilsausgleichen bei anhaltender 
Leistungsverbesserung. Lehrkräfte sollen in regelmäßigen Abständen prüfen, ob die Maßnahmen 
noch erforderlich sind: 
 

„Führt der Nachteilsausgleich zu über einen längeren Zeitraum verbesserten Leistungen? 
Dann ist im Sinne der Verhältnismäßigkeit abzuwägen, inwieweit eine verbesserte 
Leistungserbringung mit vermindertem oder auch ohne Nachteilsausgleich verstetigt werden 
kann.“ 
(Seite 43/44 Handreichung Förderung und Unterstützung von Schülerinnen und Schülern mit 
Schwierigkeiten oder besonderen Schwierigkeiten im Lesen, Rechtschreiben oder Rechnen, 
01/2025) 

 
Diese Regelung widerspricht dem Zweck von Nachteilsausgleich, wie ihn die Handreichung selbst 
definiert: 
 

„Der Zugang zur Aufgabenstellung und zu einem fachlichen Inhalt […] wird erleichtert, damit 
die Schülerin oder der Schüler ihre Kompetenzen […] besser nachweisen kann.“  
(Seite 36 Handreichung Förderung und Unterstützung von Schülerinnen und Schülern mit 
Schwierigkeiten oder besonderen Schwierigkeiten im Lesen, Rechtschreiben oder Rechnen, 
01/2025) 

 
Die Möglichkeit, Nachteilsausgleiche allein auf Basis kurzfristiger Leistungsverbesserungen zu 
reduzieren oder vollständig zu entziehen, ignoriert die Funktion solcher Maßnahmen als dauerhaft 
unterstützende Instrumente. Nachteilsausgleiche ermöglichen Schülerinnen und Schülern mit 

https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1012052/4080705d3b9a6fd89fe28e94eb501a6a/handreichung-foerderung-und-unterstuetzung-von-schuelerinnen-und-schuelern-data.pdf
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Teilleistungsstörungen die kontinuierliche Entfaltung ihres individuellen Potentials – auch über 
temporäre Fortschritte hinaus. 
 
Eine vorzeitige Rücknahme gefährdet die Konsolidierung von Kompetenzen, schafft Unsicherheit und 
untergräbt das Vertrauen in schulische Unterstützung. Förderung verliert ihre Verlässlichkeit und wird 
im schlimmsten Fall als „Bestrafung“ für Lernerfolge erlebt – eine pädagogisch kontraproduktive 
Botschaft. 
 
Das Hamburgische Schulgesetz verpflichtet zur individuellen Förderung mit dem Ziel der 
bestmöglichen Potentialentfaltung.  
 

„Unterricht und Erziehung sind auf den Ausgleich von Benachteiligungen und auf die 
Verwirklichung von Chancengerechtigkeit auszurichten. 2Sie sind so zu gestalten, dass 
Schülerinnen und Schüler in ihren individuellen Fähigkeiten und Begabungen, Interessen und 
Neigungen gestärkt und bis zur vollen Entfaltung ihrer Leistungsfähigkeit gefördert und 
gefordert werden. 3Die Ausrichtung an schulform- und bildungsgangübergreifenden 
Bildungsstandards gewährleistet die Durchlässigkeit des Bildungswesens. 4Kinder und 
Jugendliche, deren Erstsprache nicht Deutsch ist, sind so zu fördern, dass ihnen eine aktive 
Teilnahme am Unterrichtsgeschehen und am Schulleben ermöglicht wird.“ 
(§ 3 Abs. 3 HmbSG) 

 
Auch die allgemeinen Bildungspläne betonen, dass Unterricht und Unterstützungsmaßnahmen so zu 
gestalten sind, dass alle Schülerinnen und Schüler entsprechend ihrer Begabungen und 
Lernvoraussetzungen optimal gestärkt und gefordert werden. 
 

„Schulischer Unterricht wird so gestaltet, dass die Schülerinnen und Schüler in ihren 
individuellen Begabungen und Interessen gestärkt und in der Entfaltung ihrer 
Leistungsfähigkeit bestmöglich gefördert und gefordert werden. Die Lehrkraft nutzt 
diagnostische Beobachtungsstrategien und -verfahren, um die individuellen 
Lernvoraussetzungen, Lernstände und Potenziale der Schülerinnen und Schüler zu ermitteln. 
Sie bilden neben der didaktischen Analyse des Lerngegenstandes die Grundlage für die 
Planung der jeweils nächsten gemeinsamen und individuellen Lernschritte. 
 
Individuell lernförderlicher Unterricht bedeutet, dass  

• die Schülerinnen und Schüler in ihrer kognitiven, emotionalen und sozialen 
Individualität wahrgenommen und gefördert werden, 

• sich die Schülerinnen und Schüler Lerngegenstände auf unterschiedlichen Wegen 
und durch unterschiedliche Zugänge erschließen und aneignen können,  

• Lerngegenstände, Leistungserwartungen und Anspruchsniveaus transparent sind,  

• die Schülerinnen und Schüler ihre Lernziele kennen und für sich als bedeutsam 
ansehen, 
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• vielfältige Informations- und Beratungsangebote sowie Lehr-/Lernmaterialien und 
Aufgaben unterschiedlicher Schwierigkeitsgrade zur Verfügung stehen,  

• Unterstützungsmaßnahmen bedarfsgerecht eingesetzt werden und 

• die Schülerinnen und Schüler ihre Lernergebnisse überprüfen und darin unterstützt 
werden, ihre eigenen Lernprozesse zu reflektieren, um ihre Lernbiografie aktiv 
mitzugestalten.“ 

(Seite 19 Bildungsplan Grundschule, Stadtteilschule, Gymnasium Allgemeiner Teil) 

 
 
Die Elternkammer Hamburg fordert, dass die Ausgestaltung von Nachteilsausgleich und 
Notenschutz verbindlich an den individuellen Unterstützungsbedarfen der Schülerinnen und 
Schüler ausgerichtet wird. Entscheidungen über Art und Umfang der Maßnahmen dürfen nicht 
auf unklaren oder willkürlichen Kriterien beruhen, sondern müssen nachvollziehbar und 
gerecht getroffen werden. Es ist sicherzustellen, dass vergleichbare Förderbedarfe auch zu 
vergleichbaren Maßnahmen führen – unabhängig von Schulform, Standort oder 
Entscheidungsgremium. 
 
Die Elternkammer spricht sich zudem gegen die Praxis aus, Nachteilsausgleiche bei 
vorübergehenden Leistungsverbesserungen ohne pädagogisch fundierte Einzelfallprüfung 
zurückzunehmen. Derartige Maßnahmen müssen insbesondere bei chronischen 
Beeinträchtigungen wie Lese-Rechtschreib-Störungen dauerhaft verfügbar bleiben, um 
nachhaltige Lernerfolge zu ermöglichen und die psychische Stabilität der betroffenen 
Schülerinnen und Schüler zu sichern. 
 
 

zu 10.) fehlende Beteiligung gesetzlich vorgesehener Gremien 

 
10.1) Kritik an der mangelnden Einbindung der Kammern, zivilgesellschaftlicher 
Organisationen und fachlicher Expertise 

Gemäß § 79 Hamburgisches Schulgesetz (HmbSG) ist die zuständige Behörde verpflichtet, 
 

„… die Kammern vor Entscheidungen von grundsätzlicher Bedeutung rechtzeitig zu beteiligen, 
insbesondere soweit sie Fragen der Schul- oder Unterrichtsgestaltung, der 
Leistungsbeurteilung der Schülerinnen und Schüler oder der inneren Ordnung der Schule 
betreffen.” (§ 79 HmbSG ) 

 
Die Handreichung „Förderung und Unterstützung von Schülerinnen und Schülern mit Schwierigkeiten 
oder besonderen Schwierigkeiten im Lesen, Rechtschreiben oder Rechnen“ vom Januar 2025 betrifft 
zentrale Fragen der Leistungsbeurteilung (Notenschutz), der Unterrichtsgestaltung 

https://www.hamburg.de/resource/blob/123132/f4ec5d1f1348e96f16dc22d676c53ea2/a-teil-dl-data.pdf
https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/jlr-SchulGHAV33P79
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(Nachteilsausgleich) und der individuellen Förderung (z. B. AUL) und stellt damit eine Entscheidung 
von grundsätzlicher Bedeutung im Sinne des § 79 HmbSG dar. 
 
Trotzdem wurden die Kammern – einschließlich der Elternkammer Hamburg – bei der Erstellung 
dieser Handreichung nicht beteiligt. Dies stellt einen Verstoß gegen die gesetzliche Beteiligungspflicht 
dar. 
 
Darüber hinaus schreibt Artikel 33 Absatz 3 der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) vor, dass 
bei der Ausarbeitung und Umsetzung gesetzlicher und verwaltungsrechtlicher Regelungen zur 
Verwirklichung der Konvention zivilgesellschaftliche Organisationen – insbesondere betroffene 
Personen und die sie vertretenden Verbände – aktiv einzubeziehen sind. 
 
Diese Beteiligungspflicht wurde gleich in mehreren Fällen missachtet: 

• bei der Erarbeitung der Handreichung LRS 2025, 

• beim Erlass der Verordnung über die Gewährung von Notenschutz in allgemeinbildenden 
Schulen (vom 19. August 2024), 

• sowie bei der Einführung von § 44 Abs. 1a HmbSG, der die rechtlichen Grundlagen schulischer 
Fördermaßnahmen regelt. 

 
Damit wurde in mehrfacher Hinsicht gegen nationale und völkerrechtliche Transparenz- und 
Beteiligungspflichten verstoßen. 
 
 
Die Elternkammer Hamburg fordert daher, dass bei der notwendigen Überarbeitung des § 44 
Abs. 1a HmbSG, der Verordnung über die Gewährung von Notenschutz sowie der 
Handreichung Nachteilsausgleich aus März 2013 eine frühzeitige, transparente und 
strukturierte Beteiligung der Kammern, der Zivilgesellschaft vertretenden Organisationen 
sowie unabhängiger fachlicher Expertise sichergestellt wird. Nur so kann gewährleistet 
werden, dass die Perspektiven Betroffener in Maßnahmen einfließen, die maßgeblich über ihre 
schulische Teilhabe entscheiden. 
 
 
 

 
Antragssteller: 
Elternkammer Hamburg – Ausschuss Diversität und Inklusion (ADIVI) 
info@elternkammer-hamburg.de 
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